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Einleitung

§  1  Das Interesse an der strafrechtlichen Konkurrenz  
im Common Law

Das Interesse der deutschen Rechtswissenschaft an der Behandlung strafrechtli-
cher Konkurrenzfragen in Common Law-Rechtsordnungen war über lange Zeit 
hinweg ziemlich begrenzt. Zum einen schien dieses Thema als für das deutsche 
Recht wenig relevant wahrgenommen worden zu sein. Zum anderen erweckte 
ein erster Blick darauf sogar den Eindruck, dass es im Common Law eigentlich 
gar keine Konkurrenzlehre gebe bzw. jedenfalls nichts von diesem Rechtskreis 
zu lernen sei. So befand Merkel in einem Gutachten aus dem Jahr 1908 über das 
englische und US-amerikanische Strafrecht:

„Dem englischen Strafrecht ist die Verbrechenskonkurrenz eine unbekannte Erscheinung. Es 
steht darin heute noch auf einer Stufe, die von der Gesetzgebung, zum mindesten aber – wie in 
Frankreich – von der Wissenschaft schon seit etwa hundert Jahren überschritten worden ist. Die 
englischen Entwürfe bringen darin so gut wie keinen Fortschritt; auch der amerikanische Ent-
wurf ist nahezu ergebnislos. [Dass] sie in die rechtsvergleichende Betrachtung einbezogen wor-
den sind, geschah mehr der Vollständigkeit halber, weniger in der Annahme, [dass] sie Interes-
se beanspruchen können.“1

Fast 50 Jahre später erachtete Stöcker ebenfalls im Rahmen eines Gutachtens 
seine Erkenntnisse als für die Reform des deutschen Strafrechts wenig brauchbar 
und bestätigte im Grunde Merkels Einschätzung:

„Die kurzen Ausführungen über die Konkurrenzregelungen im anglo-amerikanischen Rechts-
kreis zeigen, [dass] von dort keine nützlichen Anregungen zu gewinnen sind, weder in dogma-
tischer Beziehung noch in Strafzumessungsfragen. Die fehlende Unterscheidung zwischen 
Gesetzes- und Idealkonkurrenz zeigt, [dass] die dogmatischen Fragen der Konkurrenz noch bei 
weitem nicht die Durcharbeitung gefunden haben wie insbesondere in den kontinental-europä-
ischen Rechten.“2

*  Hudson v. Lee (1589), 4 Co. Rep.  43a, 76 E. R. 989, 990.
1  Merkel, in: Birkmeyer et  al. (Hrsg.), Vergleichende Darstellung des deutschen und auslän-

dischen Strafrechts, Band 5, 1908, S.  326.
2  Stöcker, in: BMJ (Hrsg.), Materialien zur Strafrechtsreform, Band 2, 1954, S.  453.
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Von diesen beiden Autoren abgesehen, wurde das Thema nur ausnahmsweise im 
Rahmen umfassenderer Projekte zum ausländischen Strafrecht oder spezifisch 
zur Konkurrenzlehre aufgegriffen und wurden infolgedessen Erkenntnisse her-
ausgearbeitet.3 Jedoch wurde die strafrechtliche Konkurrenz gerade im Common 
Law4 als solche lange nicht schwerpunktmäßig in den Fokus gerückt. Vor allem 
in den vergangenen zwei bis drei Dekaden hat das Thema jedoch sowohl inner-
halb jenes Rechtskreises als auch von Seiten der deutschen Strafrechtswissen-
schaft größere Aufmerksamkeit gefunden.
Das Interesse deutscher Autoren weckte maßgeblich die seit den 1990ern zu 

beobachtende rasante Entwicklung des modernen Völkerstrafrechts. Diese ma-
nifestierte sich vor allem in der Errichtung internationaler Strafgerichtshöfe für 
das ehemalige Jugoslawien (ICTY) und Ruanda (ICTR) sowie schließlich dem 
ständigen Internationalen Strafgerichtshof (IStGH). Diese Gerichtshöfe wurden 
– vor allem in ihren Verfahrensrechten – stark durch Common Law-Rechts
ordnungen beeinflusst; speziell im Bereich der Konkurrenz hat sich die interna-
tionale Rechtsprechung stark am Recht der USA orientiert (vgl. 6.  Kapitel). Die-
se Entwicklung hat dazu geführt, dass von Seiten deutscher Juristen erste, häufig 
in einen schwerpunktmäßig völkerstrafrechtlichen Kontext eingebettete, Aus
einandersetzungen mit der Konkurrenz im US-Recht und weiteren Common 
Law-Rechtsordnungen erfolgten. Vor allem die Arbeiten von Stuckenberg5, 

3  Vgl. – nicht abschließend – für das englische Recht: Heinemann, Die Lehre von der Ideal
konkurrenz, 1893, S.  117 ff.; Schuster, in: von Liszt (Hrsg.), Die Strafgesetzgebung der Gegen-
wart in vergleichender Darstellung, Band 1: Das Strafrecht der Staaten Europas, 1894, 
S.  631 ff.; Grünhut, in: Mezger et  al. (Hrsg.), Das ausländische Strafrecht der Gegenwart, Drit-
ter Band, 1959, S.  190 f.; für das US-amerikanische Recht: Honig, in: Mezger et  al. (Hrsg.), 
Das ausländische Strafrecht der Gegenwart, Vierter Band, 1962, S.  239–246; rechtsordnungs-
übergreifend: Geerds, Zur Lehre von der Konkurrenz im Strafrecht, 1961, S.  71–145; Jescheck/
Weigend, Strafrecht AT, 5.  Aufl. 1996, S.  725 f.

4  Dieser Begriff wird in vier verschiedenen Zusammenhängen gebraucht, vgl. Rheinstein, 
Einführung in die Rechtsvergleichung, 2.  Aufl. 1987, S.  88 f., und bezeichnet
1. � die Gesamtheit des angloamerikanischen Rechtskreises, – regelmäßig in Abgrenzung zu 

kontinentaleuropäisch geprägten Rechtsordnungen (Civil Law);
2. � das einheitliche Recht Englands in Abgrenzung zu früheren örtlichen Gewohnheitsrechten;
3. � das gegenüber dem geschriebenen Recht (Statutory Law) abzugrenzende Fallrecht (Case 

Law); sowie
4. � innerhalb des Fallrechts das Common Law der ursprünglichen Common Law Courts gegen-

über dem Billigkeitsrecht (Equity) des Court of Chancery.
In dieser Arbeit wird er grundsätzlich zur Bezeichnung des Rechtskreises sowie mitunter im 
dritten Zusammenhang gebraucht.

5  Stuckenberg, Double Jeopardy, 2001; ders., in: Fischer et  al. (Hrsg.), International and 
National Prosecution of Crimes Under International Law, 2001, S.  559 ff.; ders., ZStW 113 
(2001), 146 ff.
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Walther6 und Hünerbein7 haben hier schon aufgezeigt, dass im Common Law 
gleiche Probleme wie im deutschen Recht auftreten und gelöst werden.
Auf diesen wertvollen Arbeiten aufbauend soll dieses Projekt eine Lücke fül-

len, indem die Konkurrenz in mehreren Common Law-Rechtsordnungen, soweit 
ersichtlich, zum ersten Mal schwerpunktmäßig im Rahmen einer Dissertation in 
den Fokus gestellt wird. Den Erkenntnissen der Vorarbeiten kann nicht nur mehr 
als eine weitere Dekade an Rechtsprechung hinzugefügt werden. Darüber hinaus 
hat das Thema der strafrechtlichen Konkurrenz gerade in den letzten Jahren – 
und vor allem nach Veröffentlichung der genannten Werke – ein reges Interesse 
innerhalb des Common Law-Rechtskreises selbst erfahren, was eine erneute Aus-
einandersetzung damit gewinnbringend erscheinen lässt: So wurde im Jahr 2012 
in England eine Richtlinie (Totality guideline) erlassen, welche die Bestrafung 
mehrerer Gesetzesverletzungen zum ersten Mal zu strukturieren versucht. In Ka-
nada wurde dieser Themenbereich 2015 durch den Gesetzgeber neu geordet und 
in den USA wurde im Jahr 2017 eine Reform des dortigen Musterstrafgesetz-
buchs (Model Penal Code) abgeschlossen, die gerade auch den Bereich der Be-
strafung mehrerer Gesetzesverletzungen neu justiert. Auf der Ebene der Zuläs-
sigkeit einer kumulativen Verurteilung für mehrere Gesetzesverletzungen wurde 
in England im Jahr 2007 eine Art „fortgesetzte Tat“ in den Criminal Procedure 
Rules kodifiziert; und in den USA ist in den letzten Jahren nach einer scheinbar 
gefestigten Rechtsprechung zwischen den Obersten Gerichtshöfen eine Ausein-
andersetzung darüber aufgekommen, inwieweit bei der Verletzung mehrerer 
Strafgesetze durch dasselbe Verhalten die kumulative Verurteilung gestattet sein 
sollte.
Angesichts dieser spannenden Entwicklungen verwundert es nicht, dass sich 

Konkurrenzthemen in den Common Law-Rechtsordnungen auch von akademi-
scher Seite nun verstärkt gewidmet und dazu geäußert wird, es handele sich um 
einen der am wenigsten theoretisch fundierten Teilbereiche des Strafrechts;8 – 
Ende 2015 war die Bestrafung mehrerer Gesetzesverletzungen sogar Gegenstand 
einer wissenschaftlichen Konferenz an der University of Oxford.9 Im deutschen 

6  Walther, in: Cassese et  al. (Hrsg.), The Rome Statute of the International Criminal Court, 
2002, S.  481 ff.

7  Hünerbein, Straftatkonkurrenzen im Völkerstrafrecht, 2005, S.  44 ff.
8  Vgl. für die USA Cahill, Ohio St. J. Crim. L. 1 (2004), 599, 610 sowie den jüngsten Befund 

von ALI (Hrsg.), Model Penal Code: Sentencing – Proposed Final Draft, 2017, S.  381 („No 
American jurisdiction has formulated a satisfactory  approach to the punishment of offenders 
convicted of multiple current offenses, in large part  because of the complexity of the task.“).

9  Roberts/Harris, More than one Crime? Sentencing for Multiple Offences, 12.1.2016, ab-
rufbar unter https://www.law.ox.ac.uk/centres-institutes/centre-criminology/blog/2016/01/mo 
re-one-crime-sentencing-multiple-offences (Abruf. v. 1.9.2018). Ein dazugehöriger Tagungs-



4 Einleitung

Recht hingegen mag eher das Gegenteil der „Überdogmatisierung“10 zutreffen, 
wenn etwa im Bereich der Handlungseinheiten oder der Gesetzeskonkurrenz 
eine Vielzahl an theoretischen Konzepten existiert, jedoch eine alles andere als 
kohärente terminologische Vielfalt das ohnehin nicht einfache Thema der Kon-
kurrenz unnötigerweise verkompliziert; – so mancher Autor11 nennt die Konkur-
renz sogar ein „leidiges“ Thema.

§  2  Ziel, Gang und Methodik der Untersuchung

Ziel dieser Arbeit ist es mithin, den gegenwärtigen Zustand des Konkurrenz-
rechts in für den Rechtskreis des Common Law möglichst repräsentativen 
Rechtsordnungen aufzubereiten und dem deutschen Recht gegenüberzustellen. 
Hierbei sollen insbesondere rechtsordnungsübergreifende Gemeinsamkeiten he-
rausgearbeitet werden, um sich einer Art gemeinsamem Nenner des Konkurrenz-
rechts zu nähern. Denn während in anderen Bereichen des Strafrechts schon ver-
stärkt strafrechtsvergleichend im Hinblick auf übergreifende Gemeinsamkeiten 
geforscht wird, wird das Thema der Konkurrenzen regelmäßig ausgespart. Auch 
diesem Umstand will die vorliegende Arbeit Rechnung tragen.
Da Common Law-Rechtsordnungen begrifflich gerade keine Konkurrenzlehre 

kennen12 und von Einflüssen des Kontinents in dieser Hinsicht weitgehend unbe-
rührt geblieben sind, bieten gerade diese sich an, die in beiden Rechtskreisen 
angestellten Überlegungen zusammenzuführen. Die Arbeit mündet auf Grundla-
ge der rechtsvergleichenden Erkenntnisse sodann in einen Vorschlag zur Reform 
der Konkurrenz im deutschen Recht: So wird sich insbesondere die Differenzie-
rung zwischen Tateinheit und Tatmehrheit als für die Form der Bestrafung meh-
rerer Gesetzesverletzungen nicht notwendig erweisen. Vielmehr wird für eine 
generelle Form der Kumulativbestrafung plädiert. Dennoch werden die Katego-
rien der Ideal- und Realkonkurrenz beizubehalten sein, denn die Arbeit wird ge-
rade auch zeigen, dass das Konzept der Idealkonkurrenz13 in seiner Klarstel-

band ist im Jahr 2018 erschienen, vgl. Ryberg/Roberts/de Keijser (Hrsg.), Sentencing Multiple 
Crimes, Oxford/New York 2018.

10  Diesen Begriff verwendet Ambos, JICJ 4 (2006), 660, 669 für eine exzessiv theoretische 
und abstrakte Dogmatik.

11  Vgl. Kühl, JA 1978, 475.
12  Geerds, Zur Lehre von der Konkurrenz im Strafrecht, 1961, S.  73 (Fn.  7), 83; Stucken-

berg, ZStW 113 (2001), 146, 148. Der etwa im englischen Recht bekannte Begriff der concur-
rence bezieht sich auf das zeitliche Zusammentreffen von actus reus und mens rea, vgl. Dine/
Gobert/Wilson, Cases & Materials on Criminal Law, 6.  Aufl. 2011, S.  56. Er entspricht im 
deutschen Recht mithin dem Simultan- oder Koinzidenzprinzip.

13  Welches selbstverständlich auch in vielen anderen Civil Law-Rechtsordnungen existiert, 
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lungsfunktion äußerst wertvoll ist, wenn die Auswirkungen seines Fehlens in den 
Common Law-Rechtsordnungen untersucht werden.
Das Fehlen der uns bekannten Kategorien in Common Law-Rechten bedingt, 

dass verglichen werden muss, was funktional die gleichen Sachprobleme löst.14 
Daher wird unter Konkurrenz für die Zwecke dieser Arbeit verstanden, dass ein 
Täter begrifflich mehrere Strafgesetze verletzt und diese in einem einzigen Ver-
fahren zur Aburteilung stehen. Grundsätzlich außer Betracht bleiben daher nicht 
in einem Verfahren abgeurteilte Deliktsmehrheiten. Die Leitfragen der Untersu-
chung lauten demnach:
1.	Inwieweit sind bei einer formellen Erfüllung von begrifflich verschiedenen 
Strafgesetzen diese kumulativ in der Verurteilung anwendbar?

2.	Inwieweit ist bei einer formell mehrfachen Erfüllung des begrifflich selben 
Strafgesetzes dieses kumulativ in der Verurteilung anwendbar?

3.	Wie wird bei der Anwendbarkeit von mehreren Gesetzesverletzungen in Form 
und Sache die tatsächlich verhängte Endstrafe gebildet?

Die Darstellung gliedert sich in vier Landesberichte, eine vergleichende Analyse 
sowie ein Kapitel zum Völkerstrafrecht.
Zunächst erfolgt eine Aufbereitung der Grundzüge der strafrechtlichen Kon-

kurrenzlehre im deutschen Recht (1.  Kapitel). In drei weiteren Landesberichten 
werden dann entsprechende Äquivalente in Common Law-Rechtsordnungen he-
rausgearbeitet. Um die durch eine enorme Stofffülle bedingte Fehleranfälligkeit 
gering zu halten15 und um einen hinreichenden Erkenntnisgewinn zu gewährleis-
ten16, soll folgende Beschränkung getroffen werden, ohne dass die Repräsentati-
vität für den Common Law-Rechtskreis dadurch Schaden nimmt:
Die Einbeziehung von England und Wales17 (2.  Kapitel) als Ursprungsraum 

des Common Law erscheint bei einer Untersuchung dieses Rechtskreises unab-
dingbar, weil das dortige Recht seit jeher sowohl methodisch als auch inhaltlich 
das Recht vieler weiterer Common Law-Rechtsordnungen beeinflusst hat.18 Fer-
ner wurde das kanadische Strafrecht (3.  Kapitel) maßgeblich aus zwei Gründen 
einbezogen. Zum einen ist es aufgrund seiner landesweit einheitlichen Geltung 
relativ leicht handhabbar. Zum anderen weist Kanada gerade in Fragen der Kon-

vgl. Geerds, Zur Lehre von der Konkurrenz im Strafrecht, 1961, S.  86 ff., 108 ff.; Hünerbein, 
Straftatkonkurrenzen im Völkerstrafrecht, 2005, S.  40 ff.

14  Vgl. Zweigert/Kötz, Einführung in die Rechtsvergleichung, 3.  Aufl. 1996, S.  33.
15  Vgl. Jescheck, Entwicklung, Aufgaben und Methoden der Strafrechtsvergleichung, 1955, 

S.  37 f.
16  Vgl. Zweigert/Kötz, Einführung in die Rechtsvergleichung, 1996, S.  40.
17  Wenn im Laufe der Arbeit vom „englischen Strafrecht“ die Rede ist, ist damit das Straf-

recht von England und Wales gemeint.
18  Vgl. Blumenwitz, Einführung in das anglo-amerikanische Recht, 7.  Aufl. 2003, S.  4.
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kurrenz eine selbst gegenüber anderen Common Law-Rechtsordnungen relativ 
eigenständige Rechtsprechung auf und ist daher sehr interessant für die Zwecke 
dieses Vorhabens. Schließlich erscheint in einem Rechtsvergleich mit dem Com-
mon Law die Einbeziehung des US-amerikanischen Rechts wegen der langen 
Selbstständigkeit vom kolonialen Mutterland und der damit verbundenen hinrei-
chend eigenen Ansätze erforderlich (4.  Kapitel).19 Dabei muss allerdings die fö-
derale Ordnung der USA mit Strafrecht auf allen staatlichen Ebenen vom Bund 
über die Bundesstaaten bis hin zur Kommune berücksichtigt werden.20 Im Vor-
dergrund wird daher das Bundesstrafrecht stehen, welches im hier relevanten 
Bereich ohnehin stark auf die bundesstaatlichen Strafrechtsordnungen einwirkt, 
wie noch gezeigt werden wird.
An die vier Landesberichte schließt im 5.  Kapitel die Rechtsvergleichung an, 

welche nach Sachfragen gegliedert und rechtsordnungsübergreifend erfolgt. Ab-
schließend wird im 6.  Kapitel der seit inzwischen eineinhalb Jahrzehnten von der 
Rechtsprechung angewendete, aber in den vorgenannten Werken anderer Auto-
ren zumeist noch nicht berücksichtigte Čelebići-Test kritisch beleuchtet. Dieser 
bestimmt im Völkerstrafrecht bei mehreren nominell erfüllten verschiedenen 
Tatbeständen die tatsächlich in der Verurteilung anwendbaren Tatbestände. Die-
ses Kapitel bietet sich an, weil dieser Test inhaltlich weitgehend dem im US-ame-
rikanischen Bundesstrafrecht angewendeten, in dieser Arbeit ausführlich be-
leuchteten Blockburger-Test entspricht und ähnliche Probleme mit sich bringt. 
Auch weitere im Völkerstrafrecht versuchte Tests basierten auf Blockburger, 
sodass es sich lohnt, dem besonderen Einfluss des US-amerikanischen Rechts 
auf das Völkerstrafrecht in diesem Teilbereich Aufmerksamkeit zu schenken. 
Hier wird diese Arbeit aufzeigen, dass sich die völkerstrafrechtliche Rechtspre-
chung in problematischer Weise einseitig am Bundesrecht der USA orientiert, 
weil dieses jedenfalls hinter den anderen hier untersuchten Rechtsordnungen 
zum Nachteil des Angeklagten zurückbleibt. Ferner wird sich zeigen, dass es 
durch ausschließliche Anwendung dieses Tests im Völkerstrafrecht sogar zu ei-
ner strengeren Handhabung dieser Konkurrenzfragen kommt als in den USA 
selbst. Infolgedessen wird für eine Modifikation des Tests bei Einführung der 
Idealkonkurrenz in das Völkerstrafrecht plädiert.
Aufgrund der enormen Materialfülle, selbst innerhalb der hier einbezogenen 

Rechtsordnungen, musste eine weitere methodische Beschränkung getroffen 
werden. Diese besteht darin, dass sich die Arbeit auf die tatsächlich in den 
Rechtsordnungen angewendeten, mithin von der Rechtsprechung vertretenen 
Lösungen fokussiert.

19  Vgl. Zweigert/Kötz, Einführung in die Rechtsvergleichung, 1996, S.  40; Blumenwitz, 
Einführung in das anglo-amerikanische Recht, 2003, S.  26.

20  Vgl. Dubber, Einführung in das US-amerikanische Strafrecht, 2005, S.  2 f.



1.  Kapitel

Die Grundzüge der Konkurrenzlehre 
im deutschen Strafrecht

Um einen Vergleich der Common Law-Äquivalente mit dem deutschen Recht zu 
ermöglichen, soll die Konkurrenzlehre des deutschen Rechts nach den oben an-
gesprochenen Fragen aufgegliedert dargestellt werden. Zunächst wird unter-
sucht, inwieweit im deutschen Recht mehrere begriffliche Erfüllungen desselben 
Tatbestands zu nur einer anwendbaren Gesetzesverletzung führen (§  1). An-
schließend, inwieweit dies bei der Erfüllung von begrifflich verschiedenen Tat-
beständen gilt (§  2). Schließlich wird darauf eingegangen, wie bei mehreren an-
wendbaren Gesetzesverletzungen eine Endstrafe gebildet wird (§  3).

§  1  Eine Gesetzesverletzung bei mehrfacher Realisierung  
desselben Tatbestands

Das deutsche Strafrecht geht in §  53 StGB von dem Grundsatz aus, dass mehrere 
in einem Verfahren abzuurteilende nominelle Gesetzesverletzungen verschiede-
ne, in die Verurteilung aufzunehmende Straftaten darstellen. Dabei kann auch 
mehrfach derselbe Tatbestand verletzt werden, was zu mehreren gleichen Straf-
taten i. S. v. §  53 Abs.  1 StGB führt (sog. gleichartige Realkonkurrenz).1 Davon 
gibt es zwei Ausnahmen:
Zum einen kann trotz mehrfacher Tatbestandserfüllung eine Handlung(sein-

heit) zu einer einzigen materiellen Gesetzesverletzung im Sinne des §  52 Abs.  1 
StGB führen, was dessen Anwendung mangels konkurrierender Gesetzesverlet-
zungen ausschließt (1.  Kap. §  3 A. I.). Zum anderen zeigt der Wortlaut des §  52 
Abs.  1 StGB („Verletzt dieselbe Handlung [...] dasselbe Strafgesetz mehrmals“), 
dass auch bei mehrfacher Verletzung desselben Tatbestands durch eine einzige 
Handlung noch mehrere Gesetzesverletzungen anzunehmen sein können 
(gleichartige Idealkonkurrenz).

1  Jescheck/Weigend, Strafrecht AT, 1996, S.  726.
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Wann die erste Ausnahmekonstellation anzunehmen ist, soll im Vordergrund 
der folgenden Ausführungen stehen (A.). Dann wird zur gleichartigen Idealkon-
kurrenz abgegrenzt (B.). Schließlich wird für die Zwecke des Vergleichs gezeigt, 
dass im deutschen Recht das Gericht nicht an die von der Anklage vorgegebene 
Anzahl der Gesetzesverletzungen gebunden ist (C.).

A.  Zu einer einzigen Gesetzesverletzung führende Handlungseinheiten

Die Rechtsprechung nimmt unter gewissen Voraussetzungen bei begrifflich 
mehrfacher Verwirklichung eines Tatbestands eine einzige Gesetzesverletzung 
an. Terminologisch unterscheidet sie Dauerdelikte (I.), die tatbestandliche Hand-
lungseinheit (II.), die Bewertungseinheit (III.), die natürliche Handlungseinheit 
(IV.) sowie – in der älteren Rechtsprechung – die Fortsetzungstat (V.). Eine ein-
heitliche Gesetzesverletzung in diesem Sinne wird häufig als „Tat im Rechtssin-
ne“ bezeichnet.2

I.  Das Dauerdelikt

Bei einem Dauerdelikt wird ein durch den Täter geschaffener rechtswidriger Zu-
stand willentlich aufrechterhalten oder eine Tätigkeit ununterbrochen fortge-
setzt, sodass der strafrechtliche Vorwurf sowohl an die Begründung als auch die 
Aufrechterhaltung/Fortsetzung anknüpft.3 Als Beispiele für Dauerdelikte werden 
zumeist der Hausfriedensbruch (§  123 Abs.  1 StGB) und die Freiheitsberaubung 
(§  239 Abs.  1 StGB) für aufrechtzuerhaltende Zustandsdelikte angeführt bzw. die 
Trunkenheit im Verkehr (§  316 Abs.  1 StGB) oder das Fahren ohne Fahrerlaubnis 
(§  21 Abs.  1 Nr.  1 StVG) als fortgeführte Tätigkeitsdelikte genannt.4 Auch Be-
sitzdelikte werden dogmatisch als Dauerdelikte behandelt.5

Alle den Zustand aufrechterhaltenden bzw. die Tätigkeit fortsetzenden, den 
Tatbestand nominell nochmals erfüllenden Einzelhandlungen werden hier zu ei-

2  Vgl. BGH NJW 1970, 255, 257; BGH NJW 1990, 194, 196; BGH NStZ 1990, 490, 491; 
BGH NStZ-RR 2000, 139; so auch Walter, JA 2004, 133, 136. Der BGH verwendet diesen 
Begriff mitunter auch für mehrere Gesetzesverletzungen in Form der Idealkonkurrenz, vgl. 
BGH NJW 1977, 2321. Ferner findet man den Begriff der „Verbrechenseinheit“, vgl. Geerds, 
Zur Lehre von der Konkurrenz im Strafrecht, 1961, S.  257; Schmitt, ZStW 75 (1963), 43, 57, 
59.

3  BGH NJW 1990, 194, 196; BGH NJW 1996, 3424.
4  Keller, Zur tatbestandlichen Handlungseinheit, 2004, S.  32; S/S-Sternberg-Lieben/Bosch, 

StGB, 29.  Aufl. 2014, Vor §§  52 ff. Rn.  81; SSW-Eschelbach, StGB, 3.  Aufl. 2016, §  52 
Rn.  41 f.

5  SSW-Eschelbach, StGB, 2016, §  52 Rn.  41; vgl. S/S-Sternberg-Lieben/Bosch, StGB, 
2014, Vor §§  52 ff. Rn.  81; krit. Eckstein, ZStW 117 (2005), 107, 110 ff., 135 ff.
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ner einzigen Tatbestandsmäßigkeit verschmolzen.6 In der abstrakt-tatbestand-
lich geforderten Notwendigkeit der zeitlich andauernden Tatbegehung und damit 
der kontinuierlichen Verletzung des Tatbestands liegt der das Dauerdelikt aus-
zeichnende Umstand im Gegensatz zu reinen Zustandsdelikten,7 bei denen die 
mehrmalige punktuelle Verwirklichung allerdings nach anderen Kategorien noch 
zu einer einzigen Gesetzesverletzung führen kann.8 Die Aufrechterhaltung bzw. 
Fortführung muss also grundsätzlich ununterbrochen sein,9 jedoch sollen bloß 
sehr kurze, unwesentliche Unterbrechungen das Dauerdelikt noch nicht in meh-
rere Gesetzesverletzungen aufspalten.10

Ein nicht im normalen Lauf der Dauertätigkeit liegendes Ereignis konnte – 
jedenfalls nach bisheriger Rechtsprechung – zu einer das Dauerdelikt in tatmehr-
heitliche Gesetzesverletzungen teilenden Zäsur führen. Wenn beispielsweise ein 
Täter des ununterbrochenen unerlaubten Waffenbesitzes den Entschluss fasste, 
die Waffe bei der Begehung eines anderen Delikts zu führen, stellte dies eine 
relevante Zäsur dar, weil eine solche Begehung regelmäßig nicht mit der Dauer-
straftat des unerlaubten Waffenbesitzes verbunden ist.11 Bei den Organisations-
delikten der §§  129 Abs.  1 Alt.  2, 129a Abs.  1 Alt.  2 StGB hingegen stellte ein 
solcher Entschluss bislang keine in diesem Sinne relevante Zäsur dar, weil die 
Begehung von Straftaten gerade der Zweck entsprechender Vereinigungen ist, an 
welchen sich der Täter mitgliedschaftlich beteiligt.12

In einer neueren Entscheidung wurde diese konkurrenzrechtliche Einordnung 
der §§  129 Abs.  1 Alt.  2, 129a Abs.  1 Alt.  2 StGB allerdings verworfen. So führe 
auch dort die Verletzung eines weiteren Strafgesetzes zu tatmehrheitlichen Ver-
letzungen des Organisationsdelikts.13 Allerdings sei das Kriterium des Tatent-
schlusses hierfür unerheblich. Vielmehr sei in objektiver Hinsicht wegen der 
ungleichwertigen Qualität entsprechender Beteiligungsakte keine Zusammen-
fassung zu einer Handlungseinheit materiell gerechtfertigt, wenn das eine Mal 

6  Vgl. Roxin, Strafrecht AT, Band 2, 2003, §  33 Rn.  22; vgl. S/S-Sternberg-Lieben/Bosch, 
StGB, 2014, Vor §§  52 ff. Rn.  81; vgl. Murmann, Grundkurs Strafrecht, 4.  Aufl. 2017, §  31 
Rn.  35.

7  Vgl. BGH NJW 1990, 194, 196; vgl. BGH NJW 1996, 3424; Keller, Zur tatbestandlichen 
Handlungseinheit, 2004, S.  32 f.

8  Vgl. BGH NJW 1996, 3424.
9  Vgl. BGH NJW 1990, 194, 196; vgl. BGH NJW 1996, 3424; vgl. BGH NStZ 1996, 129, 

130; vgl. BGH NJW 1998, 1652; SSW-Eschelbach, StGB, 2016, §  52 Rn.  40.
10  Vgl. BayObLG NJW 1960, 879; vgl. OLG Stuttgart NJW 1964, 1913; vgl. jüngst BGH, 

Beschluss v. 9. März 2016 – 4 StR 60/16, Rn.  2; Roxin, Strafrecht AT, Band 2, 2003, §  33 
Rn.  23; MüKo-Heintschel-Heinegg, StGB, Band 2, 3.  Aufl. 2016, §  52 Rn.  29.

11  BGH NJW 1989, 1810 f.; vgl. BGH NJW 2016, 657, 659.
12  Vgl. BGH NJW 1980, 2718; vgl. BGH NJW 1989, 1810.
13  BGH NJW 2016, 657 ff.
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ein anderer Straftatbestand mitrealisiert wird und das andere Mal nicht.14 Ob 
damit das Kriterium des Tatentschlusses auch für Dauerstraftaten, wie etwa den 
unerlaubten Waffenbesitz, aufgegeben ist, ist noch nicht geklärt.15 Dies ist u. a. 
darauf zurückzuführen, dass die neuere Rechtsprechung die mitgliedschaftliche 
Beteiligung nicht mehr als Dauerdelikt, sondern als eine im Folgenden zu behan-
delnde tatbestandliche Handlungseinheit aufgrund pauschalisierender Hand-
lungsumschreibung ansieht, weil die Tatbestände nicht an die bloße Mitglied-
schaft, sondern an die nicht notwendig fortlaufende Beteiligung an einer Vereini-
gung anknüpfen.16

II.  Die tatbestandliche Handlungseinheit

Die tatbestandliche Handlungseinheit kommt bei Tatbeständen in Betracht, die 
im Unterschied zu den Dauerdelikten nicht begriffsnotwendig eine andauernde 
Tatbestandserfüllung verlangen. Bei diesen Tatbeständen kann vielmehr schon 
ein punktueller Einzelakt den Tatbestand verwirklichen, wobei er typischerweise 
allerdings mehrfach realisiert wird.17 Entscheidendes Prüfungskriterium ist, ob 
der Tatbestand

„in erster Linie ein über den Einzelfall hinausreichendes, auf gleichartige Tatwiederholungen 
gerichtetes Verhalten, somit ganze Handlungskomplexe treffen [soll].“18

Während der Begriff in einem hier verwendeten engeren Sinne in Abgrenzung 
zum Dauerdelikt und der natürlichen Handlungseinheit gebraucht wird,19 wird er 
auch in einem weiteren Sinne als Oberbegriff20 für andere normativ vermittelte 
Handlungseinheiten (insb. auch Dauerdelikte) verwendet.21

14  BGH NJW 2016, 657, 659 f.
15  Vgl. Puppe, JZ 2016, 478, 480; dies., JuS 2017, 503, 505 ff., die dies befürwortet.
16  Vgl. BGH NStZ 2002, 329, 330 f.; BGH NJW 2016, 657 f., 659; BGH, Urteil v. 7.9.2016 

– 1 StR 522/15, Rn.  15; BGH, Beschluss v. 20.12.2016 – 3 StR 355/16, Rn.  5; so auch die Be-
gründung von Werle, NJW 1980, 2671, 2674 („Bewertungseinheit“); vgl. auch Geppert, JURA 
2000, 598, 602; vgl. LK-Rissing-van Saan, StGB, Band 2, 12.  Aufl. 2006, Vor §  52 Rn.  24; a. A. 
(Dauerstraftat) noch BGH NJW 1980, 2718 f.; BGH NJW 1989, 1810; Kühl, Strafrecht AT, 
8.  Aufl. 2017, §  21 Rn.  24.

17  Vgl. BGH NJW 1994, 1663, 1669; BGH NJW 1996, 3424; BGH NStZ 1997, 487, 488; 
Roxin, Strafrecht AT, Band 2, 2003, §  33 Rn.  27.

18  BGH NJW 1994, 1663, 1669; BGH NStZ 1997, 487, 488; BGH NJW 1998, 1652; BGH 
NStZ 1999, 396, 403.

19  Vgl. BGH NJW 1998, 1652.
20  Vgl. BGH NStZ 1997, 487 f.; BGH NJW 2016, 657, 658 f.; Kühl, JA 1978, 475, 479; 

Geppert, NStZ 1996, 57, 59; Roxin, Strafrecht AT, Band 2, 2003, §  33 Rn.  15, 19 ff.; Seher, JuS 
2004, 392, 393; Walter, JA 2004, 572, 573; Steinberg/Bergmann, JURA 2009, 905, 907; 
MüKo-Heintschel-Heinegg, StGB, Band 2, 2016, §  52 Rn.  24; Puppe, JuS 2017, 503 ff.
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